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01234 Musterstadt
An:

Staatsanwaltschaft Potsdam 
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14469 Potsdam 
Datum
Strafanzeige wegen Betrugs nach 263 (1) StGB und Anstiftung zu einer Straftat nach § 26 StGB
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich stelle Strafanzeige gegen die

Flughafen Berlin Brandenburg GmbH

12521 Berlin

wegen des Verdachts des Betrugs nach § 263 (1) StGB sowie des Verdachts zur Anstiftung zu einer Straftat nach § 26 StGB.

Begründung
Nach dem Planfeststellungsbeschluss für den Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld vom 13.08.04 ist die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) gegenüber Eigentümern von Häusern und Wohnungen zum finanziellen Ausgleich der Aufwendungen für den baulichen Schallschutz verpflichtet.

Bei der Dimensionierung des Schallschutzes kommt neben dem A-bewerteten energieäquivalenten Dauerschallpegel (Leq) ein zusätzliches Kriterium zum Einsatz, das die zulässige Anzahl von Überschreitungen eines bestimmten Maximalpegels (engl.: Number About Threshold, NAT) für einen Durchschnittstag bestimmt, wobei zur Berechnung die sechs verkehrsreichsten Monate des Jahres zugrunde gelegt werden. Die FBB hat dazu im Rahmen der Planfeststellung beantragt, dass im Tagschutzgebiet keine Überschreitung des Pegels von 55 dB(A) im Rauminnern auftreten darf. Die Genehmigungsbehörde ist dem Antrag gefolgt und hat die Regelung zum Maximalpegel in ihrem Beschluss vom 13.08.04 verbindlich festgesetzt. Das Bundesverwaltungsgericht bestätigte die Festsetzung mit Urteil vom 16.03.06.

Entgegen der eindeutigen Festsetzung im Planfeststellungsbeschluss hat sich die FBB bei der Umsetzung des Schallschutzprogramms über Jahre hinweg eine sechsmalige Überschreitung des Maximalpegels am Durchschnittstag einseitig zu Lasten der Anwohner “genehmigt”. Über die Motive kann nur spekuliert werden, aber nach eigenem Bekunden hatte die FBB für den Schallschutz ursprünglich nur 140 Millionen Euro eingeplant, während dessen korrekte Umsetzung bis zu 750 Millionen Euro kosten würde.

In seiner Kleinen Anfrage an die Landesregierung vom 13.06.12 stellte der Abgeordnete Christoph Schulze (SPD) dazu fest, dass die Flughafengesellschaft “von Anfang an und systematisch den Tagschutzzielen falsche Grundsatzdaten zugrundegelegt hat, nämlich NAT 6 x 55 dB(A) statt NAT 0 x 55 dB(A)”. Der Verein zur Förderung der Umweltverträglichkeit des Verkehrs e.V. (VUV) betrieb im einstweiligen Rechtsschutz eine Klage vor dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg (OVG). Mit Urteil vom 15.06.12 kam das Gericht zu dem Schluss, dass der Flughafenbetreiber “die planfestgestellten Schutzauflagen systematisch verfehlt” habe und bestätigte damit nochmals den Planfeststellungsbeschluss vom 13.08.04. In gleicher Sache verfolgt der Bürgerverein Brandenburg Berlin e.V. (BVBB) seit Mai 2012 eine Klage vor dem OVG.

Nach  § 263 (1) StGB macht sich strafbar, wer sich oder einem Dritten “einen rechtswidrigen Vermögensvorteil” dadurch verschafft, dass er “durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält”. Nach § 26 wird “gleich einem Täter bestraft, wer vorsätzlich einen anderen zu dessen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat”.

Es besteht der begründete Verdacht, dass die FBB Tausenden von Anwohnern des Flughafens BER in offensichtlich betrügerischer Absicht täuschte bzw. zu täuschen versuchte, in dem sie von den Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses zum Nachteil der Anspruchsberechtigten abwich und “durch Vorspiegelung falscher" und "durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum" provozierte, um sich "einen rechtswidrigen Vermögensvorteil” zu verschaffen. Dieser beziffert sich in etwa aus der Differenz der geplanten und tatsächlichen Kosten für den Schallschutz, also auf knapp 600 Millionen Euro. Dabei kann Vorsatz nicht ausgeschlossen werden, denn zumindest in der Anfangsphase des Schallschutzprogramms lehnte die FBB die Offenlegung des Rechnungsweges bei der Bestimmung der Kostenerstattungsvereinbarungen (KEV) ab, um vermutlich deren Nachprüfbarkeit zu erschweren bzw. zu verhindern. Mehr noch liegt aufgrund der hohen Differenz von geplanten und tatsächlichen Kosten die Vermutung nahe, dass niemals die Absicht bestand, die selbst beantragten Schutzauflagen in voller Höhe zu erfüllen. Über die Gründe kann wieder nur spekuliert werden, aber möglicherweise wollte man 2006 durch Vortäuschung hoher Schutzauflagen dem Bundesverwaltungsgericht ein positives Urteil zum umstrittenen Standort Schönefeld abringen.

Der Vorwurf zur Anstiftung zu einer Straftat nach § 26 StGB ist zu vermuten, da die bei der FBB unter Vertrag stehenden Ingenieurbüros bei der Berechnung des Schallschutzes über Jahre hinweg offensichtlich zum Betrug angehalten wurden.

Unterschrift
